
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freunde,  

 
in dieser Woche hatte die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion zu 
einem Kongress unter dem Motto 
„Landwirtschaft im Brennpunkt - 
Wohin geht der Weg?“ eingeladen.  

Dabei wurden die zahlreichen Herausforderun-
gen diskutiert, vor welchen die bäuerliche 
Landwirtschaft aktuell steht. Einerseits soll sie 
qualitativ hochwertige Lebensmittel zu günsti-
gen Preisen produzieren, andererseits soll sie 
ständig höhere Standards im Umwelt- und 
Tierschutz erfüllen.  
Die Situation der heimischen Landwirte war in 
der letzten Zeit alles andere als gut. Doch die 
CDU-geführte Bundesregierung hat gezeigt, dass 
sie eng an ihrer Seite steht: in den vergangenen 
anderthalb Jahren wurde auf Betreiben von CDU 
und CSU ein Hilfspaket in Höhe von 600 Milli-
onen Euro auf den Weg gebracht! Gleichzeitig 
haben wir dem Koalitionspartner mit äußerst 
klaren Worten deutlich gemacht, dass wir nicht 
bereit sind, mit Hilfe von Steuergeldern einen 
gesamten Berufsstand zu diffamieren. Diese 
Botschaft ist auch bei Frau Hendricks ange-
kommen, die die unsägliche „Bauernregel-
Kampagne“ daraufhin zurückzog.  
Qualität und Leistung haben ihren Preis. Auch 
das Tierwohl hat seinen berechtigten Stellen-
wert. Und klar ist, dass wir den Diskurs über 
diese Themen fortsetzen müssen. Vor allem 
muss immer wieder betont werden, dass die 
bäuerliche Landwirtschaft zu den großen und 
gestaltenden Kräften des ländlichen Raumes 
gehört - insbesondere mit Blick auf die Gestal-
tung unserer Kulturlandschaft! 
Diese und weitere Themen und Termine beglei-
teten meine Arbeit in dieser Woche in Berlin:  
 Gespräch mit Vertretern der Interessenge-

meinschaft der Schweinehalter Deutsch-
lands e.V. (ISN) 

 Meinungsaustausch mit Bundeslandwirt-
schaftsminister Christian Schmidt und Mit-
gliedern des Ausschusses für Ernährung 
und Landwirtschaft 

 Treffen mit Europaabgeordneten von CDU 
und CSU 

 Kardinal Höffner Kreis 

 Plenardebatte mit zahlreichen namentlichen 
Abstimmungen zur Neuordnung des Bund-
Länder-Finanzausgleichs 

 Teilnahme am Jubiläum „70 Jahre Junge 
Union“ 

 

Ich wünsche Ihnen weiterhin eine interessante 
Lektüre des Newsletters und ein erholsames 
Pfingstwochenende. 
Ihr 

Reinhold Sendker MdB 

 

     Nr. 09/01.06.2017  
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Neue Bund-Länder Finanzbeziehungen beschlossen 
 

Am heutigen Donnerstag beschließt der Bundestag über ein umfangreiches 
Gesetzespaket zur Neuordnung des Bund-Länder Finanzausgleichs, zu 
strukturellen Reformen in den Bund-Länder Beziehungen, zur Förderung 
von Bildungsinvestitionen für finanzschwache Kommunen, zur Gründung 
einer Infrastrukturgesellschaft für Bundesfernstraßen und zu Verbesserun-
gen beim Unterhaltsvorschussgesetz. 
Im Rahmen dieses Gesetzpaketes wird das Grundgesetz an mehreren Stellen 
geändert. 
Ende 2019 laufen wichtige Regelungen zu den Bund-Länder Finanzbezie-
hungen aus. Darüber hinaus wurde der Länderfinanzausgleich in seiner 
aktuellen Form von Bundesländern wie Bayern, Hessen, Baden-
Württemberg, aber auch NRW grundsätzlich in Frage gestellt. Die Große 
Koalition hat daher vereinbart, noch in dieser Legislaturperiode zusammen 
mit den Bundesländern eine Neuregelung auf den Weg zu bringen.  
Im Einzelnen entfallen ab dem Jahr 2020 auf Länderwunsch der Umsatz-
steuervorwegausgleich und der Länderfinanzausgleich im engeren Sinne. 
Der zukünftige Ausgleich unter den Ländern soll stattdessen direkt im 
Rahmen der Umsatzsteuerverteilung erfolgen, wobei der Finanzkraft der 
Länder durch Zu- und Abschläge Rechnung getragen wird. 
Die zusätzliche finanzielle Beteiligung des Bundes summiert sich aus heuti-
ger Sicht im Jahr 2020 auf insgesamt knapp 10 Mrd. Euro und wird in den 
Folgejahren weiter steigen. Von dieser Entlastung wird allein NRW jährlich 
1,43 Mrd. Euro zusätzlich erhalten. Die Entlastung je Einwohner beträgt 
damit ca. 80 Euro. Der Bund übernimmt mit dieser Neuregelung zugunsten 
der Länder mehr finanzielle Verantwortung für die Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse in Deutschland. 
Zusätzlich ist mit dem neuen Artikel 104c GG ein Aufstocken des Kommu-
nalinvestitionsförderprogramms, für das sich 2015 die CDU-Landesgruppe 
NRW stark gemacht hat, von 3,5 Mrd. auf 7 Mrd. Euro verbunden. Ziel der 
Aufstockung ist es, finanzschwache Kommunen bei Investitionen in die 
Bildungsinfrastruktur zu unterstützen. Bereits bei Einführung dieses Fonds 
hat NRW 1,12 Mrd. Euro, was überproportionale 32 Prozent sind, für die 
Kommunen in NRW bereitstellen können. Bei der nun vereinbarten weite-
ren Summe von 3,5 Mrd. Euro erhalten unsere Kommunen in NRW in etwa 
gleich hohe und damit wiederum überproportionale Anteile. 
 

Im Gegenzug für diese finanziellen Zugeständnisse hat der Bund daher 
strukturelle Verbesserungen in den Bund-Länder Beziehungen eingefordert. 
Diese konzentrieren sich vor allem auf die Bereiche:  

 höhere Mitspracherechte bei der Verausgabung von Bundesmitteln 
durch Länder und Gemeinden,  

 verbesserte Kontrollrechte,  

 mehr Kompetenzen des Bundes im Bereich der Digitalisierung,  

 mehr Kompetenzen des Bundes im Bereich der Steuerverwaltung.  
 

Mit der Gründung einer Infrastrukturgesellschaft werden erhebliche Effi-
zienzsteigerungen, insbesondere für Fernstraßen in den Bundesländern, in 
denen die Landesverwaltungen in der Vergangenheit unterdurchschnitt-
liche Qualität geliefert haben, erwartet. Darüber hinaus wird das Unter-
haltsvorschussgesetz an mehreren Stellen zugunsten von Alleinerziehenden 
geändert. 
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Mehr Sicherheit und Verbraucherschutz bei bargeldlosen Zahlungen  
Matthias Hauer MdB: Extragebühren für gängige bargeldlose Zahlverfahren werden verboten 
 

In dieser Sitzungswoche berät der Deutsche Bundestag abschließend das Gesetz zur 
Umsetzung der Zweiten Zahlungsdiensterichtlinie. Damit verbessern wir den Wett-
bewerb im Bereich der Zahlungsdienste, schaffen Gebühren ab und schützen Verbrau-
cher besser. 
„Wer online einkauft und mit Kreditkarte bezahlt, der weiß, wie oft am Ende des Be-
zahlvorgangs auf den Preis noch eine Gebühr aufgeschlagen wird. Damit machen wir 
jetzt Schluss“, betont Matthias Hauer.  
„Bei Zahlungen per Überweisung, per Lastschrift oder mit gängigen Kreditkarten wird 
es in Zukunft keine Extragebühren mehr geben.“ 

Das Gesetz regelt zudem die Haftung für nicht autorisierte Zahlungen, zum Beispiel beim Kreditkartenmissbrauch, 
neu. Für Verbraucherinnen und Verbraucher wird der Höchstbetrag für deren Haftung von derzeit 150 auf 50 Euro 
herabgesetzt. Lastschriften können Bankkundinnen und Bankkunden künftig ohne Angabe von Gründen zurückbu-
chen lassen. 
Daneben werden die Regelungen für Wohnimmobilienkredite vereinfacht. Künftig wird grundsätzlich bei solchen 
Kreditverträgen, die als Anschlussverträge zum Zwecke der Fortsetzung des Kredites im Weg einer echten Ab-
schnittsfinanzierung oder zum Zwecke einer Umschuldung abgeschlossen werden, keine erneute Kreditwürdigkeits-
prüfung mehr notwendig sein. 
Das Gesetz soll – wenn der Bundesrat keinen Einspruch erhebt – am 13.01.2018 zu weiten Teilen in Kraft treten. 

Foto: Matthias Hauer 

 

Betriebsrenten stärken 
Karl Schiewerling über das Betriebsrentenstärkungsgesetz 
 

Das neue Betriebsrentenstärkungsgesetz hat zwei Vorteile: Es lässt einerseits mehr Menschen 
an der betrieblichen Altersversorgung teilhaben und schafft andererseits Rechtssicherheit für 
Unternehmen. Der arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecher der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, Karl Schiewerling, erläuterte das neue Gesetz, das in dieser Woche im 
Bundestag debattiert wird. 
 

Die betriebliche Altersversorgung ist eine wichtige Ergänzung der gesetzlichen Rente. Derzeit 
profitieren aber nur wenige Arbeitnehmer davon. So steht in Betrieben mit weniger als 500 
Mitarbeitern noch nicht einmal jedem zweiten Geringverdiener eine Betriebsrente in Aus-
sicht. „Das Betriebsrentenstärkungsgesetz leistet einen wichtigen Beitrag zum Erhalt und der 
Verbreiterung der betrieblichen Altersvorsorge“, so Karl Schiewerling. 
 

Geringverdiener profitieren 
Ein Kernziel der Gesetzesnovelle ist deswegen die Verbreiterung der betrieblichen Altersver-
sorgung, so Karl Schiewerling. Mehr Menschen sollen daran teilhaben können, insbesondere 
Geringverdiener werden besonders gefördert. Hier erhält der Arbeitgeber neue Zuschüsse, 
wenn er die Betriebsrente der Mitarbeiter freiwillig unterstützt. 
 

Zusatzrenten teils anrechnungsfrei 
Verbesserungen gibt es auch im Bereich der freiwilligen Zusatzrenten, wie bspw. Riesterren-
ten. Auf die Grundsicherung im Alter sollen künftig bis zu 200 Euro anrechnungsfrei bleiben. 
Schiewerling betonte, dass Menschen, die für ihre Vorsorge alles getan haben was sie können 
und dennoch im Alter auf staatliche Hilfe angewiesen sind, für ihre Ansparungen belohnt 
werden müssen. Bei dem neuen Sozialpartnermodell wird auf Garantien verzichtet. Das spie-
gelt die Auffassung der mittlerweile meisten Experten wider, die in dem neuen Konzept die 
Chance auf eine höher verbreitete, effiziente und nicht zuletzt auch sicher gestaltbare Be-
triebsrente sehen. Mit dem Sozialpartnermodell werden die bestehenden und gut funktionie-
renden Betriebsrentensysteme nicht zwanghaft verändert. „Dort, wo bisher Garantien möglich 
waren, werden sie aber nicht verdrängt. Das neue Gesetz berücksichtigt diese bestehenden 
Verträge“, stellt Karl Schiewerling klar. 
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